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Vorwort 

Die Frage, ob der Gewinn aus der Veräußerung von Vermögensgegen-
ständen der deutschen Einkommensteuer unterliegt oder nicht, kann bis 
heute meist nicht einfach und eindeutig beantwortet werden. In der Rechts-
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vestitionsentscheidungen die einkommensteuerlichen Wirkungen sicher vor-
herzusagen. Es besteht eine weitgehende Planungsunsicherheit. 
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In den Dank möchte ich Prof. Dr. Eugen Klunzinger einschließen, der in 
erfreulich kurzer Zeit das Zweitgutachten erstellt hat. Prof. Dr. Wolfgang 
Graf Vitzthum und dem Verlag Duncker & Humblot danke ich für die Auf-
nahme dieser Arbeit in die Reihe der "Tübinger Schriften zum Staats- und 
Verwaltungsrecht", der Stiftung Landesbank Baden-Württemberg für die 
Gewährung eines Druckkostenzuschusses. 

Danken möchte ich auch meinem Bruder Dr.Ing. Wolfgang Bloehs und 
Dipl.Betriebswirt (FR) Martin Renner für die interdisziplinären Diskussio-
nen zur Nutzwertanalyse und für ihre Bereitschaft, sich bis auf das Terrain 
des Steuerrechts vorzuwagen. 

Schließlich gilt mein herzlicher Dank meiner Frau Christine, der ich in 
den letzten beiden Jahren nur selten im Alltag zur Seite stehen konnte, 
obwohl auch sie durch Beruf und Familie mehr als ausgelastet ist. 
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Einleitung und Problemstellung 

Das deutsche Einkommensteuerrecht folgt in der Frage, welche Tatbe-
stände besteuerungswürdig sind, nicht durchweg einer finanzwissenschaft-
lichen Einkommenstheorie. Die Definition des Steuerobjekts erfasst wirt-
schaftliche Vorgänge vielmehr in unterschiedlicher Weise. Die sieben Ein-
kunftsarten des § 2 EStG stellen dabei einen pragmatisch formulierten 
Einkünftekatalog dar. Dieser Einkünftekatalog ist abschließend. Wirtschaft-
liche Vor- und Nachteile des Steuerpflichtigen, die nicht unter die sieben 
Einkunftsarten subsumiert werden können, sind daher nichtsteuerbar und 
damit einkommensteuerrechtlich irrelevant (nichtsteuerbarer Bereich). 

Die sieben Einkunftsarten können in die beiden Gruppen der Gewinn-
und Überschusseinkünfte aufgeteilt werden (Dualismus der Einkunftsarten). 
Im unbeschränkt steuerbaren Bereich der Gewinneinkunftsarten (§§ 13-18 
EStG) ist das Betriebsvermögen stets steuerverstrickt, und Veräußerungsge-
winne sind immer steuerbar. 1 Bei den Überschusseinkunftsarten (§§ 19-23 
EStG) werden Vermögenswertänderungen dagegen grundsätzlich nicht er-
fasst. Gewinne aus der Veräußerung des Vermögensstammes sind demzu-
folge nichtsteuerbar. Weil die Überschusseinkünfte nur laufende Erträge er-
fassen, handelt es sich um einen lediglich beschränkt steuerbaren Bereich.2 

Die vorliegende Arbeit untersucht für Veräußerungsgeschäfte wie die drei 
Steuerbarkeitsbereiche voneinander abgegrenzt werden können. Dabei 
werden die in der Praxis häufigsten Veräußerungsgeschäfte in die Betrach-
tung einbezogen, die Veräußerung von Grundstücken3 und von Wertpapie-
ren sowie von anderen Finanzmarktprodukten. Auf andere Wirtschaftsgüter, 
wie etwa Kunstgegenstände, können die Ergebnisse der Untersuchung dem 
Grunde nach aber ebenfalls übertragen werden. 

1 Kirchhof, in: K1S § 2 Rn. B 116. Zum Begriff der Steuerbarkeit vgl. Lang, Die 
Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer, S. 211 m. w.N. 

2 Die Bezeichnung "eingeschränkt steuerpflichtiger Bereich" wird zwar synonym 
verwendet (so z. B. von Beater, StuW 1991, S. 33, 35), lässt aber die Unterschiede 
zwischen Nichtsteuerbarkeit und Steuerfreiheit außer Betracht. Wie hier schon Jung, 
S.34. 

3 Der im Folgenden verwendete Begriff der "Grundstücks geschäfte" erfasst 
sowohl den Grundstückshandel i. e. S., also den Kauf und die Weiterveräußerung 
eines Grundstücks in unverändertem Zustand als auch den Grundstückshandel 
i. w. S., also die Veräußerung im Anschluss an die Vornahme werterhöhender Maß-
nahmen (z. B. Bebauung). Begriff nach Schmidt-Liebig, Abgrenzung. 
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Die Abgrenzung der drei Steuerbarkeitsbereiche ist regelmäßig von 
großer Bedeutung für den Steuerpflichtigen. Hat er einen Veräußerungsge-
winn realisiert, dann führt die Zuordnung zum nichtsteuerbaren oder be-
schränkt steuerbaren Bereich dazu, dass keine Einkommensteuer entsteht. 
Fällt der Gewinn im unbeschränkt steuerbaren Bereich an, so ist er zu ver-
steuern. Die Interessenlage des Steuerpflichtigen ist bei realisierten Veräu-
ßerungsverlusten hingegen genau umgekehrt. Fällt der Verlust im unbe-
schränkt steuerbaren Bereich an, dann kann er sich grundsätzlich im 
Rahmen des horizontalen, vertikalen und intertemporalen Verlustausgleichs 
steuermindernd auswirken. Verluste im nicht oder nur eingeschränkt steuer-
baren Bereich sind dagegen nicht berücksichtigungsfähig. 

Veräußerungsgeschäfte können auf zwei Arten zu gewerblichen Einkünf-
ten führen. Werden Wirtschaftsgüter eines ohnehin bestehenden Betriebsver-
mögens veräußert, dann ist das Veräußerungsergebnis ohne Weiteres steuer-
verstrickt. Diese Fallkonstellation ist objektiv relativ leicht feststellbar. Prob-
lematisch ist dagegen die Frage, unter welchen Voraussetzungen die 
Veräußerungsgeschäfte an sich zur Steuerbarkeit führen, wann also Veräu-
ßerungsgeschäfte unmittelbar zum unbeschränkt steuerbaren Bereich der 
Gewinneinkunftsarten gehören. 

Zum unbeschränkt steuerbaren Bereich gehören neben den Einkünften 
aus Land- und Forstwirtschaft und aus selbständiger Tätigkeit in erster 
Linie die Einkünfte aus Gewerbebetrieb. § 15 Abs. 2 Satz I EStG enthält 
eine Legaldefinition des Gewerbebetriebs. § 15 Abs. 2 Satz 1 EStG enthält 
zwar mehrere positive und negative Tatbestandsmerkmale zur Definition 
des Gewerbebetriebs. Im Einzelfall ist es jedoch nicht möglich, die Abgren-
zung gewerblicher Grundstücks- und Wertpapiergeschäfte vom nur einge-
schränkt steuerbaren Bereich der Überschusseinkünfte der §§ 21, 20 EStG 
eindeutig anhand dieser Merkmale vorzunehmen. Das Gleiche gilt für die 
Abgrenzung zum nichtsteuerbaren Bereich, etwa bei der Veräußerung von 
brachliegenden und damit nicht der Erzielung laufender Einkünfte dienen-
den Grundstücken. 

Die vorliegende Untersuchung geht zunächst im I. Teil vom äußersten 
Rahmen der Steuerbarkeit aus, der durch den Einkunftsbegriff des § 2 
EStG gesetzt wird. Im 2. Teil werden die Tatbestandsvoraussetzungen ge-
werblicher Grundstücks- und Wertpapiergeschäfte geprüft. Dabei bestätigt 
sich, dass die Abgrenzung vom nichtsteuerbaren Bereich ohne das heute 
weitgehend anerkannte ungeschriebene Tatbestandsmerkmal der Überschrei-
tung einer privaten Vermögensverwaltung nicht möglich ist. Für die rechtli-
che Einordnung dieses ungeschriebenen Tatbestandsmerkmals ist zunächst 
im 3. Teil zu klären, ob es sich beim Begriff des Gewerbebetriebs um einen 
Klassen- oder Typusbegriff handelt. Daran anschließend wird im 4. Teil die 
private Vermögensverwaltung näher untersucht und dogmatisch in den Steu-
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ertatbestand eingeordnet. Dabei beschränkt sich die vorliegende Untersu-
chung auf den Grundfall der Veräußerungsgeschäfte natürlicher Personen. 
Auf die Besonderheiten von Personenzusammenschlüssen kann in diesem 
Rahmen nicht eingegangen werden. In einem weiteren Schritt wird darge-
stellt, dass es bislang weder der Rechtsprechung mit ihrer Fruchtziehungs-
formel oder mit der Drei-Objekt-Grenze gelungen ist, die Frage der Ab-
grenzung gewerblicher von privaten Veräußerungsgeschäften zu lösen, noch 
den unterschiedlichsten Ansätzen in der Literatur. 

Im 5. Teil wird ein eigener Lösungsansatz entwickelt, mit dessen Hilfe 
die Abgrenzungsfrage umfassend gelöst werden kann. Zunächst wird ausge-
hend von der wirtschaftlichen Realität belegt, dass die bislang vorherr-
schende Auffassung, Grundstücks- und Wertpapiergeschäfte seien stets iso-
liert voneinander und anband unterschiedlicher Kriterien zu beurteilen, un-
zutreffend ist (Kapitel A.). Die Abgrenzung des Gewerbebetriebs von der 
privaten Vermögensverwaltung hat vielmehr unabhängig von der jeweiligen 
Anlageform (Kapitel B.) anband einer Gesamtbetrachtung der relevanten 
Merkmale des Einzelfalles (Kapitel c.) zu geschehen. 

Im Kapitel D. wird für die Abgrenzungsfrage ein eigenes anlageformun-
abhängiges Entscheidungsverfahren entwickelt. Diesem Verfahren liegt die 
Erkenntnis zugrunde, dass es sich bei der Abgrenzung zwischen privater 
Vermögensverwaltung und Gewerbebetrieb um ein multikriterielles Ent-
scheidungsproblern handelt, das im Wege einer nutzwertorientierten Ge-
samtbetrachtung gelöst werden kann. Schließlich wird das gefundene Er-
gebnis in Kapitel E. anhand einer systemimmanenten Konsistenzprüfung 
und mittels einer 45 Fälle umfassenden Stichprobe aus der Rechtsprechung 
verifiziert. Die Ergebnisse der Rechtsprechung und der hier entwickelten 
nutzwertorientierten Gesamtbetrachtung sind in nahezu allen untersuchten 
Fällen identisch. Die nutzwertorientierte Gesamtbetrachtung bietet damit 
erstmals eine anlageformunabhängige, systematische und planbare Entschei-
dungsmethode für die Abgrenzung der privaten Vermögensverwaltung von 
einer gewerblichen Tätigkeit. 
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